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Vorblatt 


Vorschlag der EG-Kommission für eine Richtlinie des 
Rates zur Harmonisierung von Prämiensätzen in der 
Ausfuhrkreditversicherung 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Wirtschaft) 


A. Problem 

Im Rahmen der Harmonisierung der Kreditversicherungs- 
systeme für Ausfuhren nach dritten Ländern sind seit 1970 har- 
monisierte Policen für das mittel- und langfristige Ausfuhr- 
geschäft beschlossen. Die Policen sollen erst angewandt wer- 
den, wenn auch die Prämienregelung für diese Geschäfte har- 
monisiert ist. 


B. Lösung 

Die Kommission schlägt vor, die Prämien 

— nach jeweils unterschiedlichen Sätzen für Geschäfte mit 
öffentlichen und privaten Käufern sowie für politische und 
wirtschaftliche Risiken und 

— nach Käuferländern, die unter Risikogesichtspunkten in fünf 
Kategorien eingestuft werden, 

festzusetzen. 

Einmütigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

standen nicht zur Diskussion. 

D. Vorschlag 

Von dem Vorschlag der Kommission wird Kenntnis genommen. 
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Sdiriftlidier Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft 
(8. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorge- 
legten Vorschlag der Kommission der EG für eine Richtlinie 
des Rates über die Einführung einer gemeinsamen Entgeltrege- 
lung betr. die Bürgschaft bzw. Garantie für im Rahmen der 
gemeinsamen Policen für aus einem Lieferantenkredit finan- 
zierte mittel- und langfristige Geschäfte mit öffentlichen und 
privaten Käufern gedeckte Risiken 

— Drucksache VI/3167 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Frerichs 


I. 

Der Vorsdilag der EG-Kommission — Drucksache 
VI/3167 — wurde vom Herrn Präsidenten des Deut- 
schen Bundestages mit Schreiben vom 23. Februar 
1972 an den Ausschuß für Wirtschaft federführend 
und an den Haushalts aus schuß mitberatend über- 
wiesen. Der mitberatende Ausschuß hat in seiner 
81. Sitzung am 16. März 1972 die Vorlage zustim- 
mend zur Kenntnis genommen mit der Maßgabe, 
daß die Bundesregierung gebeten werden soll, eine 
Regelung anzustreben, die tunlichst keine zusätz- 
liche Belastung für den Bundeshaushalt mit sich 
bringt und keine wettbewerbsbelastende Regelung 
für die deutsche Exportwirtschaft beinhaltet. 

II . 

Schon in seiner Stellungnahme (Drucksachen 
VI/321, VI/746) hat der Wirtschaftsausschuß zu der 
von der Kommission vorgeschlagenen Harmonisie- 
rung der Versiehe rungstechnik (Kreditversicherungs- 
policen) für aus Lieferantenkrediten finanzierte mit- 
tel- und langfristige Ausfuhrgeschäfte mit öffent- 
lichen und privaten Käufern nachdrücklich auf die 
Notwendigkeit der Harmonisierung der Prämien für 


die Verbürgung dieser Ausfuhrgeschäfte hingewie- 
sen, denn die Rechtsangleichung für die Verbürgung 
von Exportkrediten ist nur dann wirksam voll- 
zogen, wenn gleichzeitig mit der Harmonisierung 
der Versicherungstechniken auch die Versicherungs- 
prämien vereinheitlicht werden. Einheitliche Ver- 
sicherungsprämien tragen wesentlich dazu bei, die 
im Ausfuhrgeschäft noch bestehenden Wettbewerbs- 
verzerrungen in der Gemeinschaft abzubauen. 

Die Kommission hat im Mai vorigen Jahres dem 
Rat eine Richtlinie für diese Prämienangleichung 
zugeleitet, über die innerhalb des Rates bisher noch 
kein Einverständnis erzielt werden konnte. Nach 
dieser Richtlinie sollen für die Prämienfestsetzung 
unterschiedliche Sätze gelten für 

a) Geschäfte mit öffentlichen Käufern, 

b) Geschäfte mit privaten Käufern, 

c) isolierte Versicherung des politischen oder wirt- 
schaftlichen Risikos, 

d) kombinierte Versicherung des politischen und 
wirtschaftlichen Risikos. 

In all diesen Fällen hängt die tatsächliche Höhe 
der Prämie davon ab, in welches Land die Ausfuhr 
erfolgt. Nach den Vorstellungen der Kommission sol- 
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len nämlich die Drittländer je nach ihrer Risiko- 
beurteilung in fünf Stufen gegliedert werden. 

Dagegen ist das deutsche System viel einfacher 
aufgebaut. Die Prämienhöhe hängt lediglich von der 
Laufzeit der Kredite und davon ab, ob es sich um 
öffentliche oder private Käufer handelt. Im übrigen 
gelten für alle Länder einheitliche Prämiensätze. 
Dieses deutsche System entspricht zudem dem 
Grundsatz der Kostendeckung. 

Die Kommission schlägt vor, vor Erlaß der Durch- 
führungsvorschriften (Einstufung von Drittländern, 
Änderung der Grundsätze) den beratenden Ausschuß 
für die Ausfuhrkredit Versicherung, der schon bei der 
Harmonisierung der Lieferantenkreditpolicen einge- 
setzt wurde, zu hören. 

Der Ausschuß soll nach dem System der EG -Ver- 
waltungsausschüsse arbeiten und mit qualifizierter 
Mehrheit beschließen. 

III. 

Der Ausschuß unterstreicht erneut die Notwendig- 
keit einer alsbaldigen Harmonisierung der Prämien 
auf dem Gebiet der staatlich verbürgten Ausfuhr- 
kredite. Insoweit unterstützt er die Bemühungen 
der Kommission und der Bundesregierung, alsbald 
zu einem Beschluß zu kommen. 

Der Ausschuß bittet jedoch die Bundesregierung, 
darauf zu achten, daß bei der Prämienberechnung 
sowohl die Belange der Wirtschaft als auch die not- 
wendige Kostendeckung gewährleistet wird. 

Dem Ausschuß erscheint der Vorschlag der Kom- 
mission, die Käuferländer in fünf verschiedene Grup- 
pen einzuteilen, dem System der Risikoversicherung 
angemessen. Er verkennt aber nicht, daß diese Ein- 
stufung im konkreten Einzelfall nicht leicht sein 
wird. Der Ausschuß glaubt jedoch, daß man das Pro- 


blem am ehesten lösen kann, wenn die mit der Ent- 
scheidung befaßten Gremien sich ausschließlich von 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten leiten lassen. 

Der Ausschuß teilt die Bedenken der Mitgliedstaa- 
ten gegen den von der Kommission vorgeschlagenen 
beratenden Ausschuß, der nach Art eines EG-Ver- 
waltungsausschusses arbeiten soll. Er befürchtet, 
daß, falls ein solcher Ausschuß institutionalisiert 
werden sollte, die jetzt zu beschließenden Grund- 
sätze der Prämienharmonisierung in einem lang- 
wierigen Verwaltungs verfahren ständig modifiziert 
würden. In diesem Fall würde die Wirtschaft auf 
lange Sicht nicht mit festen Größen rechnen können. 

Der Wirtschaftsausschuß würde keine Bedenken 
haben, wenn dem schon bestehenden beratenden 
Ausschuß zusätzlich die Aufgabe übertragen würde, 
die einheitliche Anwendung der Richtlinie zu über- 
wachen und bei notwendig werdenden, kleineren 
Anpassungen an die Bedürfnisse der Wirtschaft mit- 
zuwirken. 

Unter diesen Gesichtspunkten empfiehlt der Aus- 
schuß mit der Kenntnisnahme der Richtlinie der 
nachstehenden Entschließung zuzustimmen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, sich bei den 
weiteren Beratungen in Brüssel dafür einzusetzen, 
daß 

a) die Harmonisierung der Entgelte für die Aus- 
fuhrkreditversicherung bald verwirklicht wird, 

b) bei der Festsetzung dieser Entgelte das Kosten- 
deckungsprinzip gewahrt wird, 

c) für die Einstufung der Drittländer nur wirtschaft- 
liche Gesichtspunkte maßgebend sein sollen, 

d) dem beratenden Ausschuß nur solche Gestal- 
tungsmöglichkeiten eingeräumt werden, die sich 
auf die Durchführung der vom Rat erlassenen 
Richtlinie beschränken. 


Bonn, den 16. März 1972 


Dr. Freridis 

Berichterstatter 
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B, Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag nimmt den Vorschlag 
der EG-Kommission — Drucksache W3167 — zur 
Kenntnis. 

2. Die Bundesregierung wird ersucht, sich bei den 
weiteren Beratungen in Brüssel dafür einzuset- 
zen, daß 

a) die Harmonisierung der Entgelte für die Aus- 
fuhrkreditversicherung bald verwirklicht wird, 


b) bei der Festsetzung dieser Entgelte das 
Kostendeckungsprinzip gewahrt wird, 

c) für die Einstufung der Drittländer nur wirt- 
schaftliche Gesichtspunkte maßgebend sein 
sollen, 

d) dem beratenden Ausschuß nur solche Gestal- 
tungsmöglichkeiten eingeräumt werden, die 
sich auf die Durchführung der vom Rat erlas- 
senen Richtlinie beschränken. 


Bonn, den 16. März 1972 


Der Ausschuß für Wirtschaft 

Kienbaum Dr. Frerichs 

Vorsitzender Berichterstatter 
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